
F. Synoptische Darstellung

Bisheriges Recht Neues Recht Erläuterungen

Finanzausgleichsgesetz
(FAG)

Vom

Der Landrat des Kantons Basel-
Landschaft, gestützt § 135 der
Kantonsverfassung vom 17. Mai
1984, beschliesst:

A.   Allgemeine Bestimmungen

§ 1  Regelungsbereich

Dieses Gesetz regelt den Finanz-
ausgleich für die Gemeinden
sowie die Beiträge der Gemein-
den an den Kanton für gemein-
same Aufgaben.

§ 2  Steuerkraft und Finanzaus-
       stattung
1 Die Steuerkraft einer Einwoh-
nergemeinde ist die Summe der
Steuern der natürlichen und juri-
stischen Personen bei gewicht e-
tem Steuerfuss und -satz, die mit
einem Hochbetagten- und Sozial-
index modifiziert ist.
2 Der Regierungsrat regelt die
Einzelheiten.
3 Die Finanzausstattung einer
Einwohnergemeinde ist die
Summe von Steuerkraft und un-
gebundenem Beitrag.

B.   Finanzausgleich

§ 3  Elemente

Der Finanzausgleich besteht aus
den Elementen:
a. ungebundene Beiträge an die

§ 135 der Kantonsverfassung legt
fest, dass das Gesetz die Grund-
züge des Finanzausgleichs regelt.

§ 134 Abs. 2 der Kantonsverfas-
sung: Durch den Finanzausgleich
sollen ausgewogene Verhältnisse
in der Steuerbelastung sowie in
den Leistungen der Gemeinden
erreicht werden.

Gegenüber dem geltenden Recht
(§ 169 Abs. 1 StG) fallen die An-
teile an der Grundstücksgewinn-,
an der Handänderungs- sowie an
der Erbschafts- und Schenkungs-
steuer aus der Berechnung. Hin-
gegen kommt neu die Modifikati-
on mit dem Hochbetagten- und
Sozialindex dazu.

Keine systemische Änderung
gegenüber dem geltenden Recht
(§ 169 Abs. 2 StG).

Keine systemische Änderung
gegenüber dem geltenden Recht
(§§ 168, 174 und 173).
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    Einwohnergemeinden,
b. ausserordentliche Beiträge an
    die Einwohner-, Bürger- und
    Burgergemeinden,
c. zweckgebundene Beiträge an
    die Einwohnergemeinden.

§ 4  Ungebundene Beiträge
1 Der Kanton leistet den Einwoh-
nergemeinden ungebundene
Beiträge für die Erfüllung ihrer
Aufgaben.
2 Die Einwohnergemeinden kön-
nen über die Beiträge im Rahmen
ihrer Aufgaben frei verfügen.
3 Der Regierungsrat kann einer
Einwohnergemeinde den Beitrag
angemessen kürzen oder verwei-
gern, wenn sie ihre Aufgaben
offensichtlich auch mit einem
geringeren bzw. ohne Beitrag
erfüllen kann.

§ 5  Ausserordentliche Beiträge
1 Der Regierungsrat kann in Aus-
nahmefällen Einwohner-, Bürger-
und Burgergemeinden aus-
serordentliche Beiträge als Rest-
finanzierung an einzelne ihrer
Aufgaben leisten, wenn die Auf-
gaben sonst nicht erfüllt werden
können oder wenn unzumutbare
Belastungen entstehen.
2 Für die ausserordentlichen Bei-
träge besteht ein Fonds (Aus-
gleichsfonds).

§ 6  Verteilung der ungebunde-
       nen und ausserordentli-
       chen Beiträge
1 Die ungebundenen Beiträge und
die Einlage in den Ausgleichs-
fonds betragen zusammen jähr-
lich 7% der Staatssteuererträge
auf dem Einkommen und Vermö-
gen der natürlichen Personen
sowie auf dem Ertrag und Kapital

Keine Änderung gegenüber dem
geltenden Recht (§ 167 StG).

Keine Änderung gegenüber dem
geltenden Recht (§ 168 Abs. 3
StG).

Die Bestimmung stellt keine
grundsätzliche Änderung gegen-
über dem geltenden Recht dar (§
168 Abs. 2 StG), doch bringt sie
durch den Wegfall rechnerischer
Details eine Vereinfachung.

Die Bestimmung stellt betreffend
der Restfinanzierung eine Ergän-
zung gegenüber dem geltenden
Recht dar (§ 174 Abs. 1 StG).

Keine Änderung gegenüber dem
geltenden Recht (§ 174 Abs. 1
StG).

Diese Regelung ist neu. Im gel-
tenden Recht sind fixe 6,5% für
die ungebundenen Beiträge und
fixe 0,5% für den Ausgleichsfonds
geregelt (§ 168 Abs. 1 bzw. § 174
Abs. 2 StG). Dies erwies sich
betreffend des Ausgleichsfonds
als zu starr und wurde den
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der juristischen Personen.
2 Der Regierungsrat bestimmt die
Aufteilung. Für die Einlage in den
Ausgleichsfonds darf er höch-
stens 0,5% der Staatssteuerer-
träge gemäss Absatz 1 verwen-
den.
3 Die Summe der ungebundenen
Beiträge wird auf der Basis der
Steuerkraft so auf die Einwohner-
gemeinden verteilt, dass alle Ein-
wohnergemeinden, die ungebun-
denen Beiträge erhalten, die glei-
che minimale Finanzausstattung
pro Kopf erreichen (Ausgleichsni-
veau).

§ 7  Zweckgebundene Beiträge

Für den Fall, dass das Bildungs-
gesetz in Kraft tritt:
1 Der Kanton leistet den Einwoh-
nergemeinden, die ungebundene
Beiträge erhalten, zweckgebun-
dene Beiträge an die Personalko-
sten der Lehrerinnen und Lehrer
der Kindergärten und der Primar-
schulen, an die Personalkosten
der Schulleitungen sowie an die
von ihm anerkannten Kosten für
das Schulsekretariat.

Für den Fall, dass das Bildungs-
gesetz an der Urne abgelehnt
wird:
1 Der Kanton leistet den Einwoh-
nergemeinden, die ungebundene
Beiträge erhalten, zweckgebun-
dene Beiträge an die Personalko-
sten der Lehrerinnen und Lehrer
der Kindergärten, der Primar-
schulen und der Kleinklassen der
Kindergärten und Primarschulen
sowie an die von ihm anerkann-
ten Kosten für das Schulsekreta-
riat.

In jedem Fall:
2 Der Beitragssatz basiert auf der
Steuerkraft und ist mit einem
Kinderindex modifiziert. Er beträgt
höchstens 75% der anrechenba-

schwankenden Anspruchshöhen
der Praxis nicht gerecht.

Die Aufteilung wird jährlich bei der
Berechnung des Finanzaus-
gleichs vorgenommen.

Diese Regelung ist materiell nicht
neu. Sie beschreibt den gelten-
den Verteilmechanismus für den
ungebundenen Finanzausgleich
und enthält die Legaldefinition
des Ausgleichsniveaus. Diese ist
für § 11 der Verordnung nötig.

Die Bestimmung ist insofern neu
(vgl. § 173 Abs. 1 StG), als nur
noch Gemeinden mit ungebunde-
nen Beiträgen auch zweckgebun-
dene erhalten und als die Lehr-
kraftbesoldung ausdrücklich ge-
nannt ist. Zudem entspricht die
Regelung dem neuen Bildungs-
gesetz (§ 97 Abs. 1 BildG vom 6.
Juni 2002).

Die Bestimmung ist insofern neu
(vgl. § 173 Abs. 1 StG), als nur
noch Gemeinden mit ungebunde-
nen Beiträgen auch zweckgebun-
dene erhalten und als die Lehr-
kraftbesoldung ausdrücklich ge-
nannt ist. Zudem entspricht die
Regelung dem neuen § 144 Abs.
1 lit. a des Schulgesetzes (vgl. §
17).

Neu ist gegenüber dem geltenden
Recht (§ 173 Abs. 1 StG) die
Steuerkraftdefinition gemäss § 2
Abs. 1 sowie die Modifikation mit
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ren Kosten.
3 Der Regierungsrat regelt die
Beitragssatzberechnung bei ge-
meinsam geführten Schulen so-
wie die weiteren Einzelheiten.

C.  Beiträge der Einwohnerge-
      meinden

§ 8  Grundsätze
1 Die Einwohnergemeinden lei-
sten gemäss den Bestimmungen
einzelner Gesetze Beiträge an
den Kanton für gemeinsame Auf-
gaben.
2 Die Beiträge basieren auf der
Finanzausstattung.
3 Der Regierungsrat regelt die
Einzelheiten.

D.  Gesetzesevaluation

§ 9  Untersuchung der Auswir-
       kungen auf die Finanzen
1 Der Regierungsrat untersucht
zusammen mit den Gemeinden
alle drei Jahre die Auswirkungen
neuer Verfassungs-, Gesetzes-
und Verordnungsbestimmungen
von Bund und Kanton auf die
Finanzen von Kanton und Ge-
meinden.

Für den Fall, dass das Bildungs-
gesetz in Kraft tritt:
2 Die Untersuchung findet erst-
mals nach dem Inkrafttreten des
Bildungsgesetzes vom 6. Juni
2002 statt.

F.  Schlussbestimmungen

§ 10  Aufhebung des Aufga-
         benverteilungsgesetzes

Das Gesetz vom 23. Juni 1982
über die Aufgaben- und Lasten-
verteilung und über die Zusam-

dem Kinderindex.

Keine Änderung gegenüber dem
geltenden Recht (§ 181a StG).

Bisher: Steuerkraft (§ 181a StG).
Neu: Finanzausstattung.

Diese neue Regelung stellt eine
Gesetzes-Evaluationsbestim-
mung dar, aufgrund derer die
Politik die Anpassung des Fi-
nanzausgleichs periodisch zu
diskutieren hat.

Das neue Bildungsgesetz bein-
haltet als wesentlichste Aufga-
benverschiebungen den Wegfall
der Kantonsbeiträge an die kom-
munalen Jugendmusikschulen
und umgekehrt den Wegfall der
Gemeindebeteiligung an den
kantonalen Sonderschulen.

Das Gesetz war ein Rahmenge-
setz für die Aufgabenverteilung
und für den Finanzausgleich. Die
rechtsverbindliche Aufgabenver-
teilung wird schon unter bisheri-
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Gesetz über die Staats- und Ge-
meindesteuern und den Finanz-
ausgleich (Steuer- und Finanzge-
setz)

§ 167  I. Grundsatz

Der Kanton leistet an die Einwoh-
nergemeinden Beiträge zur Ver-
ringerung der Unterschiede in der
Steuerbelastung und zur Erfüllung
ihrer Aufgaben.

§ 168  II. Ungebundene Beiträge
           1. Umfang
1 Zur Verringerung der Unter-
schiede in der Steuerbelastung
teilt der Staat 6,5% der Staats-
steuererträge auf dem Einkom-
men und Vermögen der natürli-
chen und auf dem Ertrag und
Kapital der juristischen Personen
auf die Einwohnergemeinden
gemäss ihrer Steuerkraft auf.
2 Der Regierungsrat kann den
einer Gemeinde zustehenden
ungebundenen Finanzaus-
gleichsbetrag um höchstens 30%
kürzen, wenn während 3 Jahren
die Nettozinslast weniger als 3%
des Gesamtertrages der Einwoh-

menarbeit zwischen dem Kanton
und den Gemeinden (Gesetz über
die Aufgabenverteilung) wird auf-
gehoben.

§ 11  Änderung des Steuer- und
         Finanzgesetzes

Das Gesetz vom 7. Februar 1974
über die Staats- und Gemeinde-
steuern und den Finanzausgleich
(Steuer- und Finanzgesetz) wird
wie folgt geändert:

Titel

Gesetz über die Staats- und Ge-
meindesteuern (Steuergesetz)

§§ 167 – 170, 172 –174, 181,
181a, 181b und 182

Aufgehoben.

gem Recht durch die diversen
Sachgesetze vorgenommen, und
der Finanzausgleich wird durch
das neue Gesetz geregelt, so
dass das Aufgabenverteilungsge-
setz aufgehoben werden kann.

Formal neu ist die Herauslösung
der Finanzausgleichsregelungen
aus dem Steuer- und Finanzge-
setz und die Schaffung des vor-
liegenden Finanzausgleichsge-
setzes.
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nerkasse beträgt und wenn zu-
dem die Abschreibungen des
Verwaltungsvermögens und der
Saldo der Einwohnerkasse zu-
sammen über 20% des Verwal-
tungsvermögens gemäss Ein-
gangsbilanz des jeweiligen Rec h-
nungsjahres erreichen. Spezialfi-
nanzierungen sind den Abschrei-
bungen gleichgestellt, sofern die
Einlagen für nicht näher be-
stimmte Zwecke vorgesehen sind.
Grundlage bilden die 3 dem Aus-
zahlungsjahr vorausgehenden
Rechnungsjahre.
3 Die Gemeinden können über die
ungebundenen Beiträge im Rah-
men ihrer Aufgaben frei verfügen.

§ 169  2. Steuerkraft, Finanz-
           ausstattung
1 Die Steuerkraft der Gemeinde
ergibt sich aus der Summe der
Gemeindesteuern der natürlichen
und der juristischen Personen
beim durchschnittlichen gewich-
teten Steuerfuss sowie den Steu-
eranteilen an der Grundstückge-
winnsteuer, der Handänderungs-
steuer und der Erbschafts- und
Schenkungssteuer. Grundlage
bilden die Rechnungen der Ein-
wohner- und Fürsorgekasse der
beiden dem Auszahlungsjahr
vorausgehenden Jahre.
2 Die Finanzausstattung der Ge-
meinden ergibt sich aus der
Summe der Steuerkraft und des
Finanzausgleichsbetrages.

§ 170  3. Verteilung

Die zur Verfügung stehende Fi-
nanzausgleichssumme wird so
auf die Gemeinden aufgeteilt,
dass alle Gemeinden, die einen
Finanzausgleichsbetrag erhalten,
pro Kopf die gleiche minimale
Finanzausstattung erreichen.
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§ 172  III. Gebundene Beiträge
            1. Grundsatz

Der Kanton leistet nach den be-
sonderen Bestimmungen einzel-
ner Gesetze und Verordnungen
zweckgebundene Beiträge an die
Ausgaben der Gemeinden.

§ 173  2. Bemessung der Bei-
           träge an laufende Aus-
           gaben
1 Die Beiträge für laufende Auf-
gaben bemessen sich.für jede
Gemeinde aufgrund ihrer Steuer-
kraft. Die Beitragssätze betragen
für Gemeinden, deren Steuerkraft
pro Kopf mindestens 25% über
der minimalen Finanzausstattung
liegt, generell 1% und steigen mit
abnehmender Steuerkraft linear
an; sie erreichen einen Satz von
höchstens 75%. Gemeinden,
deren Steuerkraft der minimalen
Finanzausstattung pro Kopf ent-
spricht, erhalten einen Beitrag
von 20%.
2 Vorbehalten bleiben abwei-
chende Bestimmungen.

§ 174  IV. Ausgleichsfonds
1 Es wird ein Ausgleichsfonds
geschaffen. Aus diesem Fonds
können an Einwohner- und Bür-
gergemeinden in Ausnahmefällen
ausserordentliche Beiträge ge-
währt werden, wenn die Aufgaben
sonst nicht erfüllt werden können
oder unzumutbare Belastungen
entstehen. Über die Verwendung
des Fonds beschliesst der Regie-
rungsrat.
2 Der Fonds wird jährlich mit 0,5%
der Erträge der Staatssteuer auf
dem Einkommen und dem Ver-
mögen der natürlichen Personen
und auf dem Ertrag und dem
Kapital der juristischen Personen
sowie mit Finanzausgleichsantei-
len gemäss § 168 Absatz 2 ge-
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äufnet.
3 Nicht beanspruchte Beträge
werden in den Fonds bis zur Hö-
he von 5 Millionen Franken ein-
gelegt. Mehrbeträge fliessen wie-
derum in den Finanzausgleich zur
gesetzlich festgelegten Vertei-
lung.

§ 181  V. Ausführungsbestim-
           mungen

Der Regierungsrat regelt das
Nähere über die Durchführung
des Finanzausgleichs.

§ 181a  I. Grundsatz

Die Gemeinden leisten nach den
besonderen Bestimmungen ein-
zelner Gesetze und Verordnun-
gen aufgrund der Steuerkraft zu
berechnende, zweckgebundene
Beiträge an die Ausgaben des
Kantons für gemeinsame Aufga-
ben.

§ 181b  II. Bemessung der Bei-
             träge
1 Die Bemessung der Beiträge
richtet sich nach der Steuerkraft
gemäss § 169 Absatz 1.
2 Der auf eine Gemeinde entfal-
lende Anteil ergibt sich aus der
Division des aufzuteilenden Be-
trages durch die Gesamtsteuer-
kraft, vervielfacht mit der Steuer-
kraft der Gemeinde.

§ 182  Anteile an Kantonssteu-
           ern
1 Die Anteile der Gemeinden an
der Grundstückgewinnsteuer und
an der Handänderungssteuer
betragen 50%.
2 An der Grundstückgewinnsteu-
er, die sich aus der Veräusserung
eines Ersatzobjektes gemäss §

Die Aufhebung der kommunalen
Anteile an der Grundstücksge-
winnsteuer sowie an der Handän-
derungssteuer ist ein Element der
Kompensation der Belastungs-
umverteilung. Sie dient zudem
der klareren Mittelallokation.
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75 Absatz 2 ergibt, partizipieren
für ihren Gemeindeanteil gemäss
Absatz 1 die Gemeinde des nicht
gewinnbesteuerten Objektes im
Verhältnis des steuerfrei übertra-
genen und die Gemeinde des
Ersatzobjektes im Verhältnis des
verbleibenden Grundstückgewin-
nes.

§ 22  III. Anteil der Gemeinden

Vom Ertrag der Erbschafts- und
der Schenkungssteuer mit Ein-
schluss der Nachsteuer fallen
25% an die Wohnortsgemeinde
des Erblassers oder Schenkers.

§ 166  Massnahmen der Auf-
           sicht
1 Im eigenen Wirkungskreis und
in dem diesem gleichgestellten
Teil des übertragenen Wirkungs-
kreises (§ 3 Absatz 3) der Ge-
meinden übt der Kanton bei fest-
gestellten Rechtswidrigkeiten und
bei nicht ordnungsgemässer Füh-
rung der Verwaltung seine Auf-
sicht durch die folgenden Mass-
nahmen aus:
1. Nichtgenehmigung bzw. Auf-
    hebung von Beschlüssen und
    Verfügungen
2. Erteilung verbindlicher Wie-
    sungen

§ 12  Änderung des Erb-
         schaftssteuergesetzes

Das Gesetz vom 7. Januar 1980
über die Erbschafts- und die
Schenkungssteuer wird wie folgt
geändert:

§ 22

Aufgehoben.

§ 13  Änderung des Gemeinde-
         gesetzes

Das Gesetz vom 28. Mai 1970
über die Organisation und die
Verwaltung der Gemeinden (Ge-
meindegesetz) wird wie folgt ge-
ändert:

§ 166 Absatz 1 Ziffer 4
1 Im eigenen Wirkungskreis und
in dem diesem gleichgestellten
Teil des übertragenen Wirkungs-
kreises (§ 3 Absatz 3) der Ge-
meinden übt der Kanton bei fest-
gestellten Rechtswidrigkeiten und
bei nicht ordnungsgemässer Füh-
rung der Verwaltung seine Auf-
sicht durch die folgenden Mass-
nahmen aus:

Die Aufhebung des kommunalen
Anteils an der Erbschafts- und
Schenkungssteuer ist ein Element
der Kompensation der Bela-
stungsumverteilung. Sie dient
zudem der klareren Mittelallokati-
on.
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3. Beschränkung oder Aufhebung
    der Selbstverwaltung gemäss
    den gesetzlichen Bestimmun-
    gen.

Derselben Aufsicht unterstehen
auch die Zweckverbände der
Gemeinden.

§ 1  Grundsatz

Der Kanton leistet Beiträge an die
Kosten der Erstellung, der Er-
weiterung und der Überdeckung
regionaler Schiessanlagen sowie
bei der Umwandlung kommunaler
in regionale Schiessanlagen.

§ 2  Beitragsberechtigte Anla-
       gen
1 Beitragsberechtigt sind Anlagen,
auf denen Bundesübungen ge-
schossen werden, sofern die
Anlagen anerkannten Schiess-
vereinen aus mindestens 2 Ge-
meinden des Kantons zur Benüt-
zung zugewiesen sind.
2 Die Anlagen müssen den Pla-
nungs- und Bauvorschriften des
Kantons und der Standortge-
meinde sowie den Vorschriften
des Bundes über den Bau und
den Betrieb von Schiessanlagen
entsprechen.
3 Anlagen für das Schiessen auf

4. Kürzung oder Verweigerung
    des Finanzausgleichs

§ 14  Änderung des Schiess-
         anlagenbeitragsgese tzes

Das Gesetz vom 23. Juni 1982
über Beiträge an Schiessanlagen
wird wie folgt geändert:

§ 1  Grundsatz
1 Der Kanton leistet den Einwoh-
nergemeinden Beiträge an die
Kosten der Erstellung, der Er-
weiterung und der Überdeckung
regionaler Schiessanlagen sowie
bei der Umwandlung kommunaler
in regionale Schiessanlagen.
2 Regionale Schiessanlagen im
Sinne von Absatz 1 können auch
ausserkantonale Gemeinden
umfassen oder ausserhalb des
Kantons liegen.

§ 2 Absatz 1

"des Kantons" wird gestrichen.

Diese Ergänzung stellt eine
Neuerung gegenüber dem gel-
tenden Recht dar und vervoll-
ständigt den Sanktionenkatalog
des Kantons.

Im Zuge der Aufgabenteilung von
1982 wurden praktisch alle sach-
bezogenen Objektsubventionen
des Kantons an die Gemeinden
aufgehoben und durch den unge-
bundenen Finanzausgleich ab-
gelöst. Die vorliegende Ob-
jektsubvention für Schiessanla-
gen ist ein Spezialfall, da ihr
Zweck nicht der Ausgleich von
mangelnder Finanzkraft ist, son-
dern der Anreiz, aus Lärmschutz-
gründen die kommunalen
Schiessanlagen aufzugeben und
mit Nachbargemeinden regionale
zu betreiben. Als Neuerung sollen
nun auch kantonsgrenzenüber-
schreitende Anlagen subventi-
onsberechtigt werden.

Redaktionelle Anpassung auf-
grund des neuen Absatz 2 von §
1 des Schiessanlagenbeitragsge-
setzes.
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25 Meter sind nur beitragsbe-
rechtigt, wenn sie mit Laufschei-
ben ausgestattet sind.

§ 7  Vorbehalt weiterer Beiträge

Vorbehalten bleiben Beiträge des
Kantons an Gemeinden für kom-
munale oder regionale
Schiessanlagen nach den Be-
stimmungen über den Finanzaus-
gleichsfonds.

§ 8  Finanzierung der Aufwen-
       dungen für die Alters-, Hin-
       terlassenen- und Invaliden-
       versicherung: Kantons- -
       und Gemeindeanteil
1 Der jährlich auf den Kanton
entfallende Anteil an die Aufwen-
dungen für die Alters- und Hin-
terlassenenversicherung wird
vom Kanton zu drei Vierteln und
von den Gemeinden zu einem
Viertel getragen.
2 Der Beitrag des Kantons Basel-
Landschaft an die Aufwendungen
der Invalidenversicherung wird zu
drei Fünfteln vom Kanton und zu
zwei Fünfteln von den Gemein-
den getragen.
3 Die auf die einzelnen Gemein-
den entfallenden Anteile werden
aufgrund der Steuerkraft ermittelt.

§ 7

Aufgehoben.

§ 15  Änderung des Einfüh-
         rungsgesetzes zur AHV
         und zur IV

Das Einführungsgesetz vom 22.
September 1994 zu den Bundes-
gesetzen über die Alters- und
Hinterlassenenversicherung und
die Invalidenversicherung (EG
AHVG/IVG - BL) wird wie folgt
geändert:

§ 8

Aufgehoben.

§ 16  Änderung des Ergän-
         zungsleistungsgesetzes

Diese Bestimmung war unter
bisherigen Recht für die Finanzie-
rung von kantonsgrenzüber-
schreitenden Schiessanlagen
nötig, was nun durch § 1 Absatz 2
abgedeckt wird.

Der Wegfall der Beiträge der Ge-
meinden an die Aufwendungen
für die AHV und IV ist ein Element
der Kompensation der Bela-
stungsumverteilung. Zudem ent-
spricht der Wegfall einem schon
lange bestehenden politischen
Postulat der Aufgabenteilung, die
Gemeinden von den für sie nicht
beeinflussbaren Beiträgen zu
entbinden.
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§ 13 Finanzierung
1 Der jährlich auf den Kanton
entfallende Anteil an die Aufwen-
dungen für die Ergänzungslei-
stungen wird zu 44% vom Kanton
und zu 56% von den Gemeinden
getragen.
1bis Der Landrat passt zwei Jahre
nach dem Inkrafttreten des Ge-
setzes vom 10. April 1997 über
die Änderung der Gemeindebei-
träge den Kantons- und Gemein-
deanteil in Absatz 1 so an, dass
die aus jenem Gesetz folgende
Belastungsverschiebung zwi-
schen dem Kanton und den Ge-
meinden nach Massgabe der
dann bekannten Beträge ausge-
glichen wird.
3 Der auf eine Gemeinde entfal-
lende Anteil wird nach § 181b des
Steuer- und Finanzgesetzes in
der Fassung vom 23. Juni 1982
aufgrund der Steuerkraft ermittelt.

§ 36  Im Bereich der Jugendhil-
         fe
1 Der Kanton vollzieht die Be-
stimmungen über die Jugendhilfe
und trägt die damit zusammen-
hängenden Kosten. Vorbehalten
bleibt Absatz.
2 Die Gemeinden vergüten dem
Kanton drei Viertel seiner Kosten
für die Jugendhilfe. Der einzelne
Gemeindeanteil richtet sich nach

Das Ergänzungsleistungsgesetz
vom 15. Februar 1973 zur AHV
und zur IV wird wie folgt geändert:

§ 13 Absätze 1, 1bis und 3
1 Der jährlich auf den Kanton
entfallende Anteil an die Aufwen-
dungen für die Ergänzungslei-
stungen wird zu 12% vom Kanton
und zu 88% von den Gemeinden
getragen.
1bis Aufgehoben.

3 Der einzelne Gemeindeanteil
richtet sich nach der Finanzaus-
gleichsgesetzgebung.

§ 17  Änderung des Sozialhilfe-
         gesetzes

Das Gesetz vom 21. Juni 2001
über die Sozial-, die Jugend- und
die Behindertenhilfe (Sozialhilfe-
gesetz, SHG) wird wie folgt geän-
dert.

§ 36 Absatz 2

2 Die Gemeinden vergüten dem
Kanton drei Viertel seiner Kosten
für die Jugendhilfe. Der einzelne
Gemeindeanteil richtet sich nach

Die Änderung des Verteilschlüs-
sels der EL-Beiträge dient der
Restkompensation der Bela-
stungsumverteilung. Obwohl auch
die EL-Beiträge von den Gemein-
den nicht direkt beeinflussbar
sind, sind sie dennoch am näch-
sten bei der Gemeindeebene, da
sie individuelle soziale Bedürftig-
keit abdecken, die sonst durch die
örtliche Sozialhilfe getragen wer-
den müsste.

Redaktionelle Anpassung.
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der Steuerkraft gemäss § 181b
des Steuer- und Finanzgesetzes.

§ 5 Schulträger
1 Die Einwohnergemeinden sind
Träger:
a. des Kindergartens,
b. der Primarschule,
c. der Realschule,
d. der Sonderschulen, ausge-
    nommen die IV-Sonderschulen
    und das Werkjahr.

3 Der Kanton ist Träger:
a. der Sekundarschule,
b. des Werkjahres und der IV-
    Sonderschulen,
c. der weiterführenden Schulen,
d. der Schulen der kantonalen
    Heime.

5 Der Landrat kann die Führung
der Realschule dem Kanton
übertragen.

§ 144 Beiträge an Einwohner-
gemeinden
1 Der Kanton leistet den Einwoh-
nergemeinden Beiträge an:
a. die Besoldung der Lehrer der
    Primar-, der Real- und der
    Sonderschulen,
b. die ganzheitlich geführten
    Schulen (§ 3 Absatz 3),
c. die Jugendmusikschulen.

3 Die Beiträge gemäss Absatz 1
Buchstabe a werden nach § 173
des Steuer- und Finanzgesetzes

der Finanzausgleichsgesetzge-
bung.

In jedem Fall:

§ 18  Änderung des Schulge-
         setzes

Das Schulgesetz vom 26. April
1979 wird wie folgt geändert:

§ 5 Absatz 1 Buchstabe c
1 Die Einwohnergemeinden sind
Träger:

c.  Aufgehoben.

§ 5 Absatz 3 Buchstabe abis

3 Der Kanton ist Träger:

abis.  der Realschule

§ 5 Absatz 5
5 Aufgehoben.

§ 144 Absatz 1 Buchstabe a so-
wie Absatz 3
1 Der Kanton leistet den Einwoh-
nergemeinden Beiträge an:
a.  die Personalkosten der Lehre-
     rinnen und Lehrer der Kinder-
     gärten, der Primarschulen und
     der Kleinklassen der Kinder-
     gärten und Primarschulen so-
     wie an die von ihm anerkann-
     ten Kosten für das Schulse-
     kretariat,
3 Die Beiträge gemäss Absatz 1
Buchstabe a richten sich nach der
Finanzausgleichsgesetzgebung.

Redaktionelle Anpassung.

Die Änderung des Schulgesetzes
sowie des Schuldekrets (§ 19)
stellt sicher, dass nach dem In-
krafttreten des Gesetzes (1. Ja-
nuar 2003) bis zum Inkrafttreten
des Bildungsgesetzes (Beginn
Schuljahr 2003/2004) der gebun-
de Finanzausgleich dem dann-
zumal noch geltenden Schulge-
setz entspricht.

Die Schulträgerschaft für die
Realschule wechselt von der
Gemeinde zum Kanton.

Die Schulträgerschaft für die
Realschule wechselt von der
Gemeinde zum Kanton.

Die Landratskompetenz wird
durch die Gesetzesänderung
obsolet.

Redaktionelle Anpassung mit
inhaltlicher Präsizierung des im
Schulgesetz uneinheitlich ve r-
wendeten Sonderschulbegriffs
(Kleinklassen) sowie mit Nach-
schreibung einer bereits geübten
Praxis (Sekretariatskosten).

Redaktionelle Anpassung.
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in der Fassung vom 23. Juni 1982
bemessen.

§ 148 Beiträge an die Lehrer-
fortbildung

Die Einwohnergemeinden können
Beiträge an die freiwillige Fortbil-
dung der Lehrer der Kindergärten
sowie der Primar-, der Real- und
der Sonderschulen leisten.

§ 149  Beiträge an die IV-Son-
          derschulung
1 Die Einwohnergemeinden kön-
nen zur Beitragsleistung an die
IV-Sonderschulung verpflichtet
werden.
2 Das Nähere regelt die Verord-
nung.

§ 60  Beiträge an die IV-Son-
         derschulung (§ 149)

Die Einwohnergemeinden beteili-
gen sich zu drei Vierteln an den
Kosten der IV-Sonderschulung,
die dem Kanton nach Abzug der
Bundessubventionen verbleiben.
Der auf eine Gemeinde entfallen-
de Anteil wird nach § 181b des
Steuer- und Finanzgesetzes in
der Fassung vom 23. Juni 1982
aufgrund der Steuerkraft ermittelt.

§ 148

„der Primar-, der Real- und der
Sonderschulen“ wird durch „der
Kindergärten, der Primarschulen
und der Kleinklassen der Kinder-
gärten und Primarschulen“ er-
setzt.

§ 149 Beiträge an die IV-Son-
            derschulung
1 Die Einwohnergemeinden betei-
ligen sich zu drei Vierteln an den
Kosten der IV-Sonderschulung,
die dem Kanton nach Abzug der
Bundessubventionen verbleiben.
2 Der einzelne Gemeindeanteil
richtet sich nach der Finanzaus-
gleichsgesetzgebung.

In jedem Fall:

§ 19  Änderung des Schulde-
         krets

Das Dekret vom 3. Dezember
1979 zum Schulgesetz wird wie
folgt geändert:

§ 60

Aufgehoben.

Für den Fall, dass das Bildungs-
gesetz in Kraft tritt:

§ 20  Änderung des Bildungs-

Redaktionelle Anpassung mit
inhaltlicher Präsizierung des im
Schulgesetz uneinheitlich ve r-
wendeten Sonderschulbegriffs
(Kleinklassen).

Gemäss § 8 Absatz 1 ist für die
Beitragsleistung der Gemeinden
eine formell-gesetzliche Grundla-
ge notwendig. Demgemäss wird
der Wortlaut von § 60 des Schul-
dekrets (SGS 640.1) auf Geset-
zesebene gehievt.

Redaktionelle Anpassung.

Gemäss § 8 Absatz 1 ist für die
Beitragsleistung der Gemeinden
eine formell-gesetzliche Grundla-
ge notwendig. Demgemäss wird
der Wortlaut von § 60 des Schul-
dekrets (SGS 640.1) auf Geset-
zesebene gehievt und auf der
Dekretsebene gestrichen.
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§ 97  Beiträge an die Einwoh-
         nergemeinden
1 Der Kanton leistet für die Kin-
dergärten und die Primarschulen
Beiträge an die Lohnkosten der
Lehrerinnen und Lehrer, der
Schulleitungen und an die von
ihm anerkannten Kosten für das
Schulsekretariat.
2 Die Beitäge richten sich nach
dem Steuer- und Finanzgesetz.

        gesetzes

Das Bildungsgesetz vom 6. Juni
2002 wird wie folgt geändert:

§ 97 Absätze 1 und 2

1 "Lohnkosten" wird durch "Per-
sonalkosten" ersetzt.

2 "Steuer- und Finanzgesetz" wird
durch "Finanzausgleichsgesetz-
gebung" ersetzt.

Für den Fall, dass das Bildungs-
gesetz in Kraft tritt:

§ 21  Übergangsrecht betref-
         fend § 7 Absatz 1

§ 7 Absatz 1 lautet bis zum In-
krafttreten des Bildungsgesetzes
vom 6. Juni 2002 wie folgt:
1 Der Kanton leistet den Einwoh-
nergemeinden, die ungebundene
Beiträge erhalten, zweckgebun-
dene Beiträge an die Personalko-
sten der Lehrerinnen und Lehrer
der Kindergärten, der Primar-
schulen und der Kleinklassen der
Kindergärten und Primarschulen
sowie an die von ihm anerkann-
ten Kosten für das Schulsekreta-
riat.

§ 22 (20)  Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar
2003 in Kraft.

Präzisierende Anpassung an § 7
Abs. 1.

Redaktionelle Anpassung.

Diese Bestimmung stellt sicher,
dass nach dem Inkrafttreten des
Gesetzes (1. Januar 2003) bis
zum Inkrafttreten des Bildungsge-
setzes (Beginn Schuljahr
2003/2004) der gebunde Finanz-
ausgleich dem dannzumal noch
geltenden Schulgesetz entspricht.


